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Änderungsanträge Leitantrag Bundesparteitag 2011 (Programmentwurf) 
– Kindergrundsicherung  
Beschluss aus der gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden der 
LINKEN Sachsen sowie dem Fraktionsvorstand der Fraktion DIE LINKE im Sächsischen Landtag (gemäß 
Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN Sachsen vom 27. 
August 2011 
 
 
Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden, Fraktionsvorstand der 
LINKEN Sachsen (Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN 
Sachsen reicht diesen Antrag als Änderungsantrag an den Bundesparteitag ein: 
 
 

Der Bundesparteitag vom 21. – 23. Oktober 2011 in Erfurt möge die folgende Änderung zum 
Leitantrag zum Programm DIE LINKE beschließen: 
 
Einfügung ab Zeile 1604: 
„Die LINKE streitet für eine Kindergrundsicherung für alle Kinder und Jugendliche, 
welches Kinder- und Jugendarmut verhindert und allen Kindern und Jugendlichen beste 
Teilhabe- und Entfaltungsmöglichkeiten bietet und vor Ausgrenzungen und 
Diskriminierungen schützt.“ 
 
 
Begründung: 
Der Gesellschaft sind alle Kinder und Jugendliche gleich viel wert. Derzeitige soziale 
Leistungen für Kinder und Jugendliche sind entweder zu gering und werden bei Hartz-IV-
Beziehenden gegengerechnet (Kindergeld) oder sind stigmatisierend und erreichen 2/3 der 
Anspruchsberechtigten nicht (siehe Studie der Hans-Böckler-Stiftung von Irene Becker und 
Richard Hauser 2010: Kindergrundsicherung, Kindergeld und Kinderzuschlag. Eine 
vergleichende Analyse aktueller Reformvorschläge). Deswegen ist eine Grundabsicherung für 
alle Kinder und Jugendliche vonnöten, die tatsächlich allen Kindern und Jugendlichen zugute 
kommt, deren Existenz und Teilhabe absichert, Kinder- und Jugendarmut, soziale Ausgrenzung 
und Ungleichbehandlung verhindert.  
 

 
 
 
F.d.R.      

Dresden, 7. September 2011 
 

 
Antje Feiks,  
Landesgeschäftsführerin 


